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Änderungsantrag 

der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 

- Drucksache 1 3/6842 - 

- Sammelübersicht 178 - 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 2-13-18-2790-030122 und folgende der Bundesregie- 
rung zur Berücksichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 19. Februar 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Mit den Eingaben wird gefordert, die Einlagerung radioaktiver Ab- 
fälle in das Endlager für radioaktive Abfälle in Morsleben (ERAM) 
sofort zu beenden. 

Angesichts der offensichtlichen Sicherheitsmängel im Endlager 
Morsleben ist es nicht verantwortbar, die fachliche Diskussion und 
den tatsächlichen Nachweis ausreichender Sicherheit durch eine 
Politik rein verfahrenstaktischer Weisungen zu ersetzen. Für das 
Endlager Morsleben besteht kein Langzeitsicherheitsnachweis, 
wie ihn das bundesdeutsche Atomgesetz fordert. Auch die Si- 
cherheit für den Betriebszeitraum ist nicht nachgewiesen. 

Die von der Bundesanstalt Geowissenschaften Rohstoffe gemach- 
te Sicherheitsberechnung zum geothermischen Konzept Morsle- 
ben am Beispiel von Lager H, wurde ohne geotechnische Daten 
erstellt. 

Die vom Umweltministerium Sachsen- Anhalt am 25. August 1995 
ergangene Verfügung, wonach im Einlagerungsbereich des ERAM 
in den Abbauen 1 und 2 auf der 5 a- Sohle im Südfeld Einlagerun- 
gen untersagt wurden, war aus Sicherheitsgründen unbedingt er- 



Drucksache 13/6981 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


forderlich. Die Abbaue 1 und 2 sind im derzeitigen Zustand als Ein- 
lagerungsort für den Versturz von festen Abfällen der Strahlen- 
schutzgruppe A 1 und Strahlenquellen der Strahlenschutzgruppe 
A 3 ungeeignet. 

Die angewandte Versturztechnologie aus einer Höhe von 15 Me- 
tern führt zum Bersten der Fässer und zu unkontrollierbaren Ein- 
lagerungsbedingungen. Sie ist in keinem Fall Stand der Technik. 

Da mit jedem neuen Faß, das in Morsleben verstürzt wird, irre- 
versible Fakten mit unabsehbaren Folgen für Mensch und Bio- 
sphäre geschaffen werden, muß die Einlagerung radioaktiver 
Abfälle in Morsleben sofort gestoppt, die Weisung der Bundesmi- 
nisterin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zurück- 
gezogen und der tatsächliche wissenschaftliche Dialog über die 
Sicherheit des Endlagers Morsleben und eventuelle Sanierungs- 
maßnahmen begonnen werden. 

Darüber hinaus wird gefordert, daß die Einlagerung weiterer ra- 
dioaktiver Abfälle in das Endlager Morsleben bis zur Feststellung 
des radioaktiven Inventars des zwischengelagerten radioaktiven 
Abfalls und bis zur Entfernung dieser zwischengelagerten Stoffe 
eingestellt wird. 
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